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Artikel 11.

(3) Im übrigen tritt dieses Gesetz am 1. Jännner 1971
in Wirksamkeit.

(2) Artikel I Z. 9 (§ 51 Absatz 5) tritt rückwirkend
mit 31. Dezember 1969 in Kraft.

.48.. Gesetz vom 1. September 1970, mit dem die Ge­
meindewahlordnung 1967 Muerlich geändert wird (G~

meindewahlordnungsnovelle 1970).

Tage vor dem Wahltag bis 18 Uhr der Gemeindewahl­
behörde (Stadtwahlbehörde) vorzulegen. Diese hat auf
dem Wahlvorschlag. den Tag und die Uhrzeit seines Ein­
langens zu vermerken.

3. § 24 Absatz 3 erster Satz hat zu lauten:

4. § 25 hat zu lauten:

"Eine Zurückziehung einzelner Unterschriften nach
Einlangen des Wahlvorschlages bei der Gemeindewahl­
behörde ist von dieser nicht zur Kenntnis zu nehmen,
es sei denn, daß der Gemeindewahlbehörde glaubhaft
gemacht wird, daß ein Unterzeichneter des Wahlvorschla­
ges durch einen wesentlichen Irrtum oder durch arglistige
Täuschung oder Drohung zur Leistung der Unterschrift
bestimmt worden ist und die Zurückziehung der Unter­
schrift spätestens am 14. Tage vor dem Wahltag erfolgt
ist."

(2) Zur Vorlage der Wahlvorschläge hat die Gemein­
dewahlbehörde (Stadtwahlbehörde) wenigstens 4 Wo­
chen vor dem Wahltag in ortsüblicher Weise öffentlich
aufzufordern. In der Kundmachung sind der letzte Tag
(unter Angabe der Uhrzeit), bis zu dem Wahlvorschläge
vorgelegt werden können, die Zahl der zu wählenden
Gemeinderatsmitglieder und die Höchstzahl der Wahl­
werber bekanntzugeben, die in deo Wahlvorschlag aufge­
nommen werden dürfen."

..(1) Am 11. Tage vor dem Wahltag entscheidet die
Gemeindewahlbehörde (Stadtwahlbehörde) endgültig über
die Zulässigkeit und die Reihenfolge der beim Wahlleiter
eingereichten Wahlvorl:lchläge. ZustellungsbElvollmächtigte
der Wahlvorschläge, die 1)ls Beisitzer in die Wahlbe­
hörde berufen sind, haben auch bei der Entscheidung
über den eigenen Wahlvorschlag Stimmrecht.

(2) In der Veröffentlichung (§ 28) hat sich die Rei­
henfolge der Parteien, die im zuletzt gewählten Landtag
vertreten sind, nach der Zahl der Mandate, die die Partei­
en bei der letzten Landtagswahl im lande erreicht haben,
zu richten. Ist die Zahl der Mandate gleich, so bestimmt
sich die Reihenfolge nach der bei der letzten Landtags­
wahl ermittelten Gesamtsumme der Parteisummen; sind
auch diese gleich, so entscheidet die Landeswahlbehörde
durch das Los, das von dem an Jahren jüngsten Mitglied
zu ziehen ist. Oie so ermittelte Reihenfolge i~t von der
Landeswahlbehörde den G.emeinde- und 8ezirkswahlbe­
hörden bis spätestens am 30. Tage vor dem WahJtag
~annt zu geben und ist für die Gemeindewahlbehörden
verbin.dlich.

(3) Im Anschluß an die nach Abs.2 gereihten wahi·
werbenden Parteien sind die Übrigen wahlwe~benden

Parteien anzl,lfü,hreo, wobei sich i,hre Reihenfolge n.ach
den;t Zeitpunkt der Einbringung .c;Ies Wa.hlvorschlages bei
der Oeme.indewahll;>ehörde ,zu ric.htenhat. BeI glelch­
zeitig~ingebrac.ht;en Wahlvorschlägen entl:lcheidet qber
die Reihenfolge die Gemelndewahlbe~ör~e durch das LQ,s.
das von dem an Jahren jüngsten Mitglied zu ziehen Ist.

(4) in der Niederschrift über diese Sitzung der Ge­
meindewahlbehörde (Stadtwahlbehörde) sind die Ent·
acheiduOgEln mi.tihren GJ;vnden UI1d 9as J\bstin;tm\lngs­
verhältnis f.estzuhalten.

Kery

Der Landeshauptmann:Der Präsident des Landtages:

Krikler

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I.

Die Gemeindewahlordnung 1967 (GemWO:), LGBI.
Nr. 22/1967, in der Fassung des Landesgesetzes LGBI.
Nr. 15/1969 wIrd wie folgt geändert:

1.§ 1 Absatz 2 hat zu entfallen.

2. § 22 Absatz 1 und 2 hat zu lauten:

,,(1) Parteien, die sich an der Wahlwerbun9 bet~i­

ligen, haben ihre Wahlyorschläge $päteßtens ilm 21.

(1) Artikel I Z. 3 (§ 15 Absatz 1) tritt hinsichtlich
jener Gemeinden, die in den §§ 1 bis 7 des Gemeinde­
strukturverbesserungsgesetzes, LGBI. Nr. 44/1970, nicht
genannt sind, nach Ende der laufenden Funktionsperiode
der derzeitigen Gemeindevertretungen in Kraft.

(3-) Aufsichtsbehörde ist, soferne die Gesetze nichts
anderes bestimmen, die Bezirkshauptmannschaft, soweit
es sich jedoch um die Aufsicht über Gemeindeverbände
(§ 22), um Angelegenheiten der ~meindewirtschaft und
Haushaltsführung (IV. Hauptstück) sowie um die Be­
stellung der Gemeindeorgane und die Funktionsfähigkeit
derselben bandelt, die Landesregierung. Zur Entscheidung
über die Vorstellung (§ 77) ist, falls durch Gesetz nichts
anderes bestimmt wird, jedenfalls die Bezirksbauptmann­
schaft zuständig.

(4) Gegen aufsichtshehördliche Bescheide ist eine
Berufung nicht zulässig.

(5) In den Angelegenheiten, in denen die Landesre­
gierung Aufsichtsbehörde ist, kann diese, ausgenommen
den Fall des § 86, die Bezirkshauptmannschaft durch Ver­

,ordnung allgemein zur Ausübung des Aufsichtsrechtes
ermächtigen, sofern dies im Interesse der Zweckmäßig­
keit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis gelegen
ist. Absatz 4 ist auch auf Grund einer solchen Ermächti­
gung ergehende aufsichtsbehördliche Bescheide der Be­
zirkshauptmannschaft anzuwenden."

15. Der bisherige § 79 Absatz 5 hat nunmehr die Bezeich­
nung § 79 Absatz 6 zu führen.

16. § 87 Absatz 3 hat zu entfallen.

17. § 87 Absatz 4 hat nunmElhr die Bezeichnung § 87
Absatz 3 zu führen.












